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Freiburg im Breisgau, den 27. Oktober 2021

Inhalt: Wahlordnung für die Kirchensteuervertretung der Erzdiözese Freiburg (WOKiStV) vom 18. Oktober 2021. –– Verordnung zur Änderung
der Mitarbeitervertretungsordnung für die Erzdiözese Freiburg.

Nr. 130

Wahlordnung für die Kirchensteuerver-
tretung der Erzdiözese Freiburg (WOKiStV)
vom 18. Oktober 2021

Für die Wahl der Mitglieder der Kirchensteuervertretung
der Erzdiözese Freiburg wird aufgrund von § 5 Absatz 2
Satz 3 der Kirchensteuerordnung – KiStO – die folgende
Wahlordnung erlassen:

I. Vorbereitung der Wahl

§ 1

Zu Mitgliedern der Kirchensteuervertretung werden durch
Wahl sieben Geistliche und 26 Laien bestellt.

§ 2

Die Festsetzung der Wahl und ihre Vorbereitung obliegen
dem Erzbischöflichen Ordinariat. Dieses erlässt die hierzu
erforderlichen Ausführungsbestimmungen und gibt die zu
verwendenden amtlichen Vordrucke heraus.

II. Wahl der geistlichen Mitglieder

§ 3

(1) Zur Wahl der geistlichen Mitglieder werden sieben
Wahlbezirke gebildet. Diese lauten wie folgt:

– Wahlbezirk Odenwald-Tauber, bestehend aus den De-
kanaten Tauberbischofsheim und Mosbach-Buchen

– Wahlbezirk Rhein-Neckar, bestehend aus den Deka-
naten Heidelberg-Weinheim, Mannheim, Wiesloch und
Kraichgau

– Wahlbezirk Mittlerer Oberrhein-Pforzheim, bestehend
aus den Dekanaten Bruchsal, Karlsruhe, Pforzheim,
Rastatt und Baden-Baden

– Wahlbezirk Ortenau, bestehend aus den Dekanaten
Acher-Renchtal, Offenburg-Kinzigtal und Lahr

– Wahlbezirk Breisgau-Schwarzwald-Baar, bestehend
aus den Dekanaten Endingen-Waldkirch, Breisach-
Neuenburg, Freiburg, Neustadt und Schwarzwald-Baar

– Wahlbezirk Hochrhein bestehend aus den Dekanaten
Wiesental und Waldshut

– Wahlbezirk Bodensee-Hohenzollern bestehend aus den
Dekanaten Hegau, Konstanz, Linzgau, Sigmaringen-
Meßkirch und Zollern

(2) Die wahlberechtigten Geistlichen jedes Wahlbezirks
wählen je ein geistliches Mitglied.

(3) Die Wahl findet durch Briefwahl statt.

§ 4

(1) Wahlberechtigt sind alle Priester, die im Dienst der
Erzdiözese stehen, im Vollbesitz der geistlichen Standes-
rechte sind und im Wahlbezirk ihren Hauptwohnsitz ha-
ben. Unter den gleichen Voraussetzungen behalten auch
die Ruhestandsgeistlichen das Wahlrecht.

(2) Wahlberechtigt sind alle Ständigen Diakone, die im
Dienst der Erzdiözese stehen, im Vollbesitz der geistli-
chen Standesrechte sind und im Wahlbezirk ihren Haupt-
wohnsitz haben.

(3) Wählbar sind die nach Absatz 1 und Absatz 2 wahlbe-
rechtigten Priester und Ständigen Diakone mit Ausnahme

a) der Priester und Ständigen Diakone der Erzbischöf-
lichen Kurie,

b) der Priester und Diakone im Ruhestand.
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(4) Die Feststellung, ob im Zweifelsfalle jemand wahlbe-
rechtigt oder wählbar ist, trifft das Erzbischöfliche Ordi-
nariat.

(5) Maßgeblicher Stichtag für das Vorliegen der Voraus-
setzungen der Wahlberechtigung und der Wählbarkeit ist
der 1. Dezember des dem Wahlzeitraum vorangehenden
Kalenderjahres.

§ 5

In jedem Wahlbezirk wird die Vorbereitung und Durch-
führung der Wahl von einem Wahlvorstand vorgenommen.
Dieser besteht aus dem dienstältesten Dekan eines Wahl-
bezirks als Vorsitzendem und zwei von ihm zu berufen-
den Geistlichen, die nicht zu kandidieren beabsichtigen.
Beabsichtigt der dienstälteste Dekan zu kandidieren, so
teilt er dies unverzüglich dem Erzbischöflichen Ordinariat
mit. An seine Stelle tritt der jeweils nächst dienstältere
Dekan. Bei gleichem Dienstalter der Dekane ist das höhere
Weihealter maßgebend.

§ 6

(1) Jeder Dekan erstellt nach Anordnung der Wahl eine
Liste der innerhalb des Dekanats wohnenden wahlberech-
tigten Geistlichen in alphabetischer Reihenfolge mit An-
gabe des Wohnorts und der Wohnung (Wählerliste). Das
Erzbischöfliche Ordinariat leistet dem Dekan bei der Er-
stellung der Wählerliste Amtshilfe.

(2) Der Dekan beruft die wahlberechtigten Geistlichen des
Dekanats zu einer Vollversammlung ein, auf der durch
Mehrheitsbeschluss Kandidaten für die Kandidatenliste
vorgeschlagen werden.

(3) Der Dekan übersendet dem Wahlvorstand die Liste
der wahlberechtigten Geistlichen des Dekanats und teilt
die Namen und Anschriften der vorgeschlagenen Kandida-
ten mit. Die schriftliche Erklärung jedes Kandidaten, dass
er der Aufnahme in die Kandidatenliste zugestimmt hat,
ist beizufügen.

§ 7

(1) Der Wahlvorstand prüft die Wählbarkeit der von den
Dekanaten vorgeschlagenen Kandidaten und überträgt
deren Namen in alphabetischer Reihenfolge in die Kandi-
datenliste.

(2) Der Vorsitzende des Wahlvorstandes übersendet je-
dem wahlberechtigten Geistlichen des Wahlbezirks den
Briefwahlschein, den Stimmzettel mit den Namen der vor-
geschlagenen Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge,
den Wahlumschlag und den Wahlbriefumschlag.

§ 8

Der wählende Geistliche kennzeichnet auf dem Stimm-
zettel den Namen des Kandidaten, dem er seine Stimme
gibt, steckt den ausgefüllten Stimmzettel in den Wahlum-
schlag, unterschreibt unter Angabe von Ort und Tag die
Versicherung auf der Vorderseite des Briefwahlscheins,
steckt den Wahlumschlag und getrennt von diesem den
mit der unterschriebenen Versicherung versehenen Brief-
wahlschein in den Wahlbriefumschlag, verschließt den
Wahlbriefumschlag und übermittelt den Wahlbrief dem
Vorsitzenden des Wahlvorstandes. Der Wahlbrief muss bis
zum Ende des vom Erzbischöflichen Ordinariat festge-
setzten Wahltermins beim Vorsitzenden des Wahlvorstan-
des eingegangen sein.

§ 9

(1) Der Vorsitzende des Wahlvorstandes sammelt die ein-
gehenden Wahlbriefe und hält sie bis zur Auszählung
ungeöffnet unter Verschluss. Auf den Wahlbriefen ist der
Tag ihres Eingangs zu vermerken.

(2) An einem der drei folgenden Tage nach dem Wahl-
termin tritt der Wahlvorstand zusammen und öffnet die
Wahlbriefe. Dabei sind die Wahlumschläge ungeöffnet zu
sammeln. In der Liste der Wahlberechtigten ist bei dem
betreffenden Wähler die erfolgte Wahl zu vermerken; die
abgegebenen Briefwahlscheine sind der Liste der Wahl-
berechtigten beizufügen. Verspätet eingekommene Wahl-
briefe sind ungeöffnet abzusondern.

§ 10

(1) Der Wahlvorstand stellt fest, wie viel gültige Stimmen
für jeden Kandidaten abgegeben wurden. Die für die ein-
zelnen Kandidaten abgegebenen Stimmen werden auf ei-
ner Liste und einer Gegenliste verzeichnet und gezählt.

(2) Stimmzettel, bei denen der Wählerwille nicht eindeu-
tig zu erkennen oder auf denen mehr als ein Name oder
kein Name gekennzeichnet ist sowie Stimmzettel mit Zu-
sätzen oder Vorbehalten sind ungültig.

(3) Als Mitglied der Kirchensteuervertretung ist derjenige
Kandidat gewählt, der die meisten Stimmen erhalten hat.
Bei gleicher Stimmenzahl ist vom Wahlvorstand ein Los-
entscheid durchzuführen.

§ 11

(1) Über die Feststellung des Wahlergebnisses ist eine Nie-
derschrift zu fertigen und von allen Mitgliedern des Wahl-
vorstandes zu unterzeichnen. Die Niederschrift ist mit den
ungültigen Stimmzetteln, den Stimmzetteln zweifelhafter
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Kennzeichnung und den verspätet eingekommenen Wahl-
briefumschlägen den Wahlakten anzuschließen.

(2) Der Wahlvorstand teilt das Wahlergebnis mit Angabe
der Zahl der für die einzelnen Kandidaten abgegebenen
gültigen Stimmen unverzüglich den Kandidaten und dem
Erzbischöflichen Ordinariat schriftlich mit.

III. Wahl der Laienmitglieder

§ 12

Zur Wahl der Laienmitglieder werden 26 Wahlbezirke
gebildet. Jedes Dekanat der Erzdiözese bildet einen Wahl-
bezirk.

§ 13

(1) Wahlberechtigt sind die von den Kirchengemeinden
des Wahlbezirks in den Dekanatsrat gemäß § 3 Absätze 3
und 4 DekRS entsandten Personen. Diese bilden ein Wahl-
kollegium.

(2) Wählbar ist jeder katholische Laie1, der im Wahlbezirk
seinen Hauptwohnsitz hat, volljährig ist, in der Ausübung
seiner kirchlichen Gliedschaftsrechte nicht behindert ist
und nicht hauptberuflich im Dienste der Erzdiözese steht.

(3) § 4 Absätze 4 und 5 gelten entsprechend.

§ 14

(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl ist
der Wahlvorstand zuständig. Dieser besteht aus den Laien-
mitgliedern des Vorstandes des Dekanatsrates. Gehören
dem Vorstand des Dekanatsrates nicht mehr als zwei Laien-
mitglieder an, oder beabsichtigt ein Mitglied des Wahl-
vorstandes zu kandidieren, wählt der Wahlvorstand ein
weiteres Laienmitglied aus der Mitte des Dekanatsrates
in den Wahlvorstand hinzu.

(2) Vorsitzender des Wahlvorstandes ist der Vorsitzende
des Dekanatsrates. Der Wahlvorstand wählt aus seiner
Mitte den stellvertretenden Vorsitzenden sowie den Schrift-
führer.

§ 15

(1) Jeder Pfarrgemeinderat (in den Formen der §§ 15 und
16 PGRS) kann einen oder mehrere Wahlvorschläge ein-
reichen. Der Wahlvorschlag muss enthalten:

1. die schriftliche Einverständniserklärung der vorge-
schlagenen Person,

2. eine schriftliche Kurzinformation über die vorgeschla-
gene Person.

(2) Der Wahlvorstand fordert schriftlich die Pfarrgemein-
deräte des Wahlbezirks (in den Formen der §§ 15 und 16
PGRS) auf, innerhalb einer Frist von sechs Wochen wähl-
bare Personen für die Wahl der Laienmitglieder zur Kir-
chensteuervertretung vorzuschlagen.

(3) Ein Beschluss über die Einreichung eines Wahlvor-
schlages kommt zustande, wenn die von einem Mitglied
des Pfarrgemeinderates nominierte Person die Mehrheit
der von den stimmberechtigten Laienmitgliedern des Pfarr-
gemeinderates abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt.

(4) Der Vorsitzende des Pfarrgemeinderates übermittelt
dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes die einzureichen-
den Wahlvorschläge.

(5) Der Wahlvorstand hat die eingegangenen Wahlvor-
schläge zu prüfen. Stellt er Mängel fest, hat er unverzüg-
lich zur Beseitigung aufzufordern. Mängel können nur bis
zum Ablauf der Vorschlagsfrist behoben werden.

(6) Der Wahlvorstand entscheidet über die Zulassung
der Wahlvorschläge. Er lässt die Stimmzettel, auf denen
die Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge aufzu-
führen sind, in ausreichender Anzahl vervielfältigen oder
drucken.

§ 16

(1) Der Wahlvorstand beruft das Wahlkollegium schrift-
lich unter Mitteilung der Wahlvorschläge und der einge-
reichten Kurzinformationen mit einer Frist von drei Wo-
chen zur Wahl ein.

(2) Für die Sitzung des Wahlkollegiums gilt die „Gemein-
same Geschäftsordnung für die Pfarrgemeinderäte und die
Dekanatsräte“ in ihrer jeweiligen Fassung entsprechend,
soweit in dieser Wahlordnung nichts Abweichendes be-
stimmt ist.

(3) Die Sitzung des Wahlkollegiums ist öffentlich.

(4) Die Kandidaten erhalten Gelegenheit zur persönlichen
Vorstellung. Der Wahlvorstand kann dafür einen zeitli-
chen Rahmen festlegen.

(5) Die Kandidaten dürfen über ihre Biographie und ihre
Zielvorstellungen hinsichtlich der Mitgliedschaft in der
Kirchensteuervertretung befragt werden.

(6) Auf Antrag, welcher der Unterstützung durch min-
destens ein Viertel der Mitglieder des Wahlkollegiums be-
darf, findet eine Aussprache über die kandidierenden Per-
sonen statt (Personaldebatte). Über den Antrag auf Aus-
sprache ist in nicht-öffentlicher Sitzung zu entscheiden;
eine sich gegebenenfalls anschließende Aussprache ist in
nicht-öffentlicher Sitzung zu führen.
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§ 17

(1) Jeder Wahlberechtigte erhält im Wahlraum den amtli-
chen Stimmzettel. An dem für die geheime Stimmabgabe
vorbereiteten Tisch oder besonderen Raum kennzeichnet
er auf dem Stimmzettel den Namen des von ihm gewähl-
ten Kandidaten, faltet den ausgefüllten Stimmzettel und
wirft diesen in die Wahlurne.

(2) Der Wahlvorstand nimmt in der Sitzung des Wahl-
kollegiums die Auszählung der Stimmen vor und stellt
das Wahlergebnis fest.

(3) Stimmzettel, bei denen der Wählerwille nicht eindeu-
tig zu erkennen ist oder auf denen kein Name oder mehr
als zu wählende Kandidaten gekennzeichnet sind sowie
Stimmzettel mit Zusätzen oder Vorbehalten sind ungültig.

§ 18

(1) Als Mitglied der Kirchensteuervertretung ist derjeni-
ge Kandidat gewählt, der die Mehrheit der abgegebenen
Stimmen auf sich vereinigt. Wird diese Mehrheit von kei-
nem der Kandidaten im ersten oder zweiten Wahlgang
erreicht, findet zwischen den beiden Kandidaten mit den
meisten Stimmen ein dritter Wahlgang als Stichwahl statt.
Bei gleicher Stimmenzahl im dritten Wahlgang entschei-
det das Los.

(2) Der Vorsitzende des Wahlvorstandes gibt dem Wahl-
kollegium das festgestellte Wahlergebnis bekannt und teilt
es unverzüglich den Kandidaten und dem Erzbischöfli-
chen Ordinariat schriftlich mit.

§ 19

(1) Über den Verlauf der Ermittlung und Feststellung des
Wahlergebnisses hat der Wahlvorstand eine Wahlnieder-
schrift anzufertigen, aus der alle für die Ermittlung des Wahl-
ergebnisses wesentlichen Umstände hervorgehen müssen.

(2) Die Niederschrift hat insbesondere zu enthalten:

1. Namen und Funktionen der Mitglieder des Wahlvor-
standes,

2. Ort und Datum der Sitzung,

3. Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen,

4. Gesamtzahl der gültigen Stimmen,

5. die Zahl der für jeden Kandidaten abgegebenen gülti-
gen Stimmen,

6. die vom Wahlvorstand gefassten Beschlüsse mit Be-
gründungen,

7. die Unterschrift der Mitglieder des Wahlvorstandes.

(3) Die Niederschrift ist mit den ungültigen und den für
gültig erklärten Stimmzetteln zu den Wahlakten zu nehmen.

IV. Abschluss des Wahlverfahrens

§ 20

(1) Das Erzbischöfliche Ordinariat gibt das Wahlergebnis
im Amtsblatt bekannt. Die öffentliche Bekanntmachung
muss Name, Beruf und Anschrift der Gewählten sowie
den Hinweis enthalten, innerhalb welcher Frist die Wahl
angefochten werden kann.

(2) Jeder Wahlberechtigte kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses im Amtsblatt
– maßgebend ist das Ausgabedatum – beim zuständigen
Wahlvorstand unter gleichzeitiger Angabe der Gründe die
Wahl anfechten. Die Anfechtung kann nur auf Mängel in
der Person des Gewählten oder auf Verfahrensmängel
gestützt werden, die für das Wahlergebnis erheblich sind.

(3) Nach Ablauf der Anfechtungsfrist übersendet der Vor-
sitzende des Wahlvorstandes die Wahlakte und etwaige
Wahlanfechtungen mit der Stellungnahme des Wahlvor-
standes dem Erzbischöflichen Ordinariat.

§ 21

(1) Das Erzbischöfliche Ordinariat prüft anhand der ein-
gesandten Wahlakten und Wahlanfechtungen die ord-
nungsgemäße Durchführung der Wahlen und die Feststel-
lung der Wahlergebnisse.

(2) Aufgrund dieser Prüfung entscheidet das Erzbischöfli-
che Ordinariat über die Gültigkeit der Wahlen und über
vorliegende Wahlanfechtungen. Die Entscheidung ist end-
gültig.

(3) Muss eine Wahl für ungültig erklärt werden, so wird
für den betroffenen Wahlbezirk eine Neuwahl festgesetzt.

§ 22

(1) Nach Feststellung der Gültigkeit der Wahlen werden
die Gewählten durch das Erzbischöfliche Ordinariat von
ihrer Wahl benachrichtigt.

(2) Soweit das endgültige Wahlergebnis in der Zusam-
mensetzung der Mitglieder der Kirchensteuervertretung
gegenüber dem bekannt gemachten Wahlergebnis ab-
weicht, müssen Name, Beruf und Anschrift der endgültig
gewählten Mitglieder der Kirchensteuervertretung noch-
mals im Amtsblatt bekannt gegeben werden. Andernfalls
genügt ein Hinweis im Amtsblatt, dass das Wahlergebnis
nunmehr endgültig festgestellt ist.
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§ 23

(1) Ein Mitglied der Kirchensteuervertretung scheidet vor-
zeitig aus dem Amt aus, wenn es schriftlich dem Erzbischöf-
lichen Ordinariat gegenüber seinen Verzicht auf das Amt
erklärt oder die Wählbarkeitsvoraussetzungen bzw. die
Voraussetzungen für die Berufung nach Erlangung des Man-
dats entfallen. Ein geistliches Mitglied der Kirchensteuer-
vertretung scheidet nicht allein wegen der Verlegung sei-
nes Hauptwohnsitzes in einen anderen Wahlbezirk aus.

(2) Scheidet ein gewähltes Mitglied im Laufe der Wahlpe-
riode aus der Kirchensteuervertretung aus, so rückt für die
restliche Amtszeit an seine Stelle der Kandidat aus seinem
Wahlbezirk mit der nächsthöchsten Stimmenzahl nach.

(3) Das Erzbischöfliche Ordinariat stellt das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Absatz 1 und Absatz 2 fest und
benachrichtigt das neue Mitglied.

V. Inkrafttreten

§ 24

(1) Diese Wahlordnung tritt am 29. Oktober 2021 in Kraft.

(2) Die Wahlordnung vom 8. August 2008 tritt mit dem
gleichen Tag außer Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 18. Oktober 2021

Erzbischof Stephan Burger

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Ver-
wendung der Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d)
verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für
alle Geschlechter.

Nr. 131

Verordnung zur Änderung der Mitarbei-
tervertretungsordnung für die Erzdiözese
Freiburg

Artikel I
Änderung der MAVO

Die Mitarbeitervertretungsordnung für die Erzdiözese
Freiburg vom 4. Juni 2005 (ABl. S. 95), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 21. April 2020 (ABl. S. 324), wird
wie folgt geändert:

1. In § 2 wird nach Absatz 2 folgender neuer Absatz 3
eingefügt:

„(3) In den Anwendungsfällen des § 25 Absatz 3a
handelt das Erzbischöfliche Ordinariat im Sinne dieser
Ordnung als Dienstgeber.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Vor Satz 1  wird die Absatzbezeichnung „(1)“ voran-
gestellt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:

„(2) Kann die Mitarbeiterversammlung wegen eines
unabwendbaren Ereignisses nicht durch die körper-
liche Anwesenheit eines oder mehrerer der in Ab-
satz 1 genannten Personen durchgeführt werden,
kann die Teilnahme einzelner oder aller in Absatz 1
genannter Personen an der Versammlung auch mit-
tels neuer Informations- und Kommunikationstech-
nologien erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte
vom Inhalt der Versammlung keine Kenntnis nehmen
können. Eine Aufzeichnung ist unzulässig.“

3. In § 10 Absatz 1 wird nach Satz 4 folgender Satz 5
angefügt:

„5Ist eine Mitarbeiterversammlung weder gemäß § 4 Ab-
satz 1 noch § 4 Absatz 2 möglich, bestellt der Dienstge-
ber einen Wahlausschuss.“

4. In § 11a wird nach Absatz 2 folgender neuer Absatz 3
eingefügt:

„(3) Für die bis 31. Dezember 2022 stattfindenden
Wahlen zur Mitarbeitervertretung gilt abweichend von
Absatz 2, dass Absatz 1 keine Anwendung findet, wenn
die Mitarbeitervertretung spätestens sechs Wochen vor
Beginn des einheitlichen Wahlzeitraums die Durchfüh-
rung der Wahl nach den §§ 9 bis 11 beschließt. Die
Sechswochenfrist nach Satz 1 gilt nicht, wenn die Wahl
zur Mitarbeitervertretung in diesem Zeitraum außer-
halb des einheitlichen Wahlzeitraumes (§ 13 Absatz 1)
stattfindet. Ist in einer Einrichtung eine Mitarbeiter-
vertretung nicht vorhanden, ist der Dienstgeber ver-
pflichtet, unverzüglich einen Wahlausschuss zu bestel-
len, der die Wahl gemäß §§ 9 bis 11 durchführt.“

5. In § 25 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a ein-
gefügt:

„(3a) Betreffen Angelegenheiten nach § 36 Absatz 1
Nrn. 5 und 9 mehrere Einrichtungen eines oder meh-
rerer Rechtsträger nach § 1 Absatz 1 Nrn. 1, 2, 3 (ohne
Kirchenstiftungen) und 4, kann das Erzbischöfliche
Ordinariat, sofern für diese Einrichtungen eines oder
mehrerer Rechtsträger keine Gesamtmitarbeiterver-
tretung oder erweiterte Gesamtmitarbeitervertretung
gebildet ist, die Zustimmung in solchen Angelegenhei-
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ten auch ausschließlich bei der Diözesanen Arbeitsge-
meinschaft A beantragen. Satz 1 gilt entsprechend für
Angelegenheiten nach § 36 Absatz 1 Nummer 10, wenn
in einer Notsituation (z. B. während einer Pandemie)
zur Vermeidung von Gesundheitsschädigungen ein-
richtungsübergreifende Maßnahmen des Erzbischöf-
lichen Ordinariats geboten sind. Die Zustimmung der
Diözesanen Arbeitsgemeinschaft A ersetzt die Zustim-
mung der jeweiligen Mitarbeitervertretung. Für das
Zustimmungsverfahren gelten die §§ 33 und 45 bis 47
MAVO entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle
der Mitarbeitervertretung die Diözesane Arbeitsge-
meinschaft A tritt. Abweichend von § 33 Absatz 2 Satz 2
tritt an Stelle der Wochenfrist eine Frist von sechs Wo-
chen. Der Abschluss einer Dienstvereinbarung nach
§ 38 MAVO ist zulässig.“

6. In § 55 wird Satz 2 wie folgt neu gefasst:

„Beauftragt die Kirchengemeinde die Erzdiözese
(Rechtsträger der Verrechnungsstelle für katholische
Kirchengemeinden) oder die Gesamtkirchengemeinde
für sie im Sinne dieser Ordnung als Dienstgeber zu
handeln, stehen einer Mitarbeiterin oder einem Mit-
arbeiter in leitender Stellung gleich

– die Leiterin/der Leiter der Verrechnungsstelle für
katholische Kirchengemeinden und deren/dessen
Stellvertreterin/Stellvertreter,

– die Geschäftsführerin/der Geschäftsführer der Ge-
samtkirchengemeinde und deren/dessen Stellver-
treterin/Stellvertreter sowie

– die Kindergartengeschäftsführerin/der Kindergar-
tengeschäftsführer in Bezug auf Angelegenheiten
der Beschäftigten in katholischen Tageseinrichtun-
gen für Kinder.“

Artikel II
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel I Ziffern 2,
3 und 4 am 1. Oktober 2021 in Kraft.

(3) Artikel I Ziffern 2, 3 und 4 treten mit Ablauf des
31. Dezember 2022 außer Kraft.

(4) Abweichend von Artikel II Absatz 3 der Verordnung
zur Änderung der Mitarbeitervertretungsordnung für die
Erzdiözese Freiburg anlässlich der Corona-Pandemie vom
21. April 2020 (ABl. S. 324) wird die Befristung des § 14
Absatz 4 Sätze 4 und 5 über den 31. März 2022 hinaus
bis einschließlich 31. Dezember 2022 verlängert.

Freiburg im Breisgau, den 5. Oktober 2021

Erzbischof Stephan Burger


